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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Mehrbedarf wegen kostenaufwändiger

Ernährung; Diabetes mellitus;
Abweichung von Empfehlungen des
Deutschen Vereins

Leitsätze 1.Bei Diabetes mellitus ist grundsätzlich
kein Mehrbedarf wegen kostenaufwän-
diger Ernährung zu gewähren.

2.Die „Begutachtungsleitfaden für den
Mehrbedarf bei krankheitsbedingter kos-
tenaufwändiger Ernährung
(Krankenkostzulage) gemäß § 23 Abs. 4
BSHG“ der Ärzte im öffentlichen
Gesundheitswegen von 1999 und des
Landesver-bandes Westfalen-Lippe von
2002 sowie das „Rationalisierungs-
schema 2004 des Bundesverbandes
Deutscher Ernährungsmediziner (BDEM)
e. V. und an-derer“ gehen den
„Empfehlungen des Deutschen Vereins
für die Gewährung von
Krankenkostzulage in der Sozialhilfe“ aus
dem Jahre 1997 wegen aktuel-lerer
Erkenntnisse vor (Fortführung des
Beschlusses des Senates vom 6.
September 2005 – L 9 B 186/05 SO ER -)

Normenkette SGB XII § 30 Abs. 5

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 SO 232/05
Datum 15.08.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 B 259/05 SO PKH
Datum 24.11.2005
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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Schleswig
vom 15. August 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Antrag des KlÃ¤gers auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren unter
Beiordnung von Rechtsanwalt , K , wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

Gegenstand des Beschwerdeverfahrens ist die Bewilligung von Prozesskostenhilfe
fÃ¼r ein Klageverfahren (S 17 SO 232/05), in dem der an Diabetes mellitus
erkrankte KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs wegen kostenaufwÃ¤ndiger
ErnÃ¤hrung begehrt.

Die am 12. September 2005 erhobene Beschwerde ist zulÃ¤ssig, aber nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht in seinem Beschluss vom 15. August 2005 unter
Berufung auf die "Stellungnahme der Deutschen Diabetes Gesellschaft zum Thema
Mehraufwand fÃ¼r Diabeteskost " ausgefÃ¼hrt, dass die Rechtsverfolgung keine
hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (Â§ 73a Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� in
Verbindung mit Â§ 114 Zivilprozessordnung â�� ZPO -). Zwecks Vermeidung von
Wiederholungen wird insoweit entsprechend Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die zutreffenden
GrÃ¼nde dieses Beschlusses Bezug genommen.

Dem kann â�� entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers â�� nicht mit Erfolg
entgegengehalten werden, diese Stellungnahme sei nicht wissenschaftlich fundiert
und die Deutsche Diabetes Gesellschaft sei an den Aussagen der Pharmafirmen
orientiert. Dem kann schon deswegen nicht gefolgt werden, weil die Stellungnahme
der Deutschen Diabetes Gesellschaft Ã¼bereinstimmt mit den neueren
gutachtlichen Aussagen zu der Erforderlichkeit einer Krankenkostzulagen bei
Diabetes mellitus. Der Senat hat bereits in seinem Beschluss vom 6. September
2005 (L 9 B 186/05 SO ER) ausgefÃ¼hrt, dass nach dem "Rationalisierungsschema
2004 des Bundesverbandes Deutscher ErnÃ¤hrungsmediziner (BDEM) e. V. und
anderen" sowie dem "Begutachtungsleitfaden fÃ¼r den Mehrbedarf bei
krankheitsbedingter kostenaufwÃ¤ndiger ErnÃ¤hrung (Kranken-kostzulage)
gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 4 BSHG" des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe vom
Januar 2002 bei Diabetes mellitus eine diabetesorientierte kalorienreduzierte,
fettarme und ballaststoffreiche ErnÃ¤hrung gegebenenfalls unter Nutzung der auch
in Discountketten angebotenen speziell fÃ¼r Diabetiker geeigneten
Nahrungsmitteln angezeigt ist, ohne dass ein finanzieller Mehraufwand entsteht.
Nach beiden Stellungnahmen gilt das nicht nur bei einem Diabetes mellitus mit
Ã�bergewicht, sondern auch bei Normalgewicht. In beiden FÃ¤llen wird eine
normale Vollkost bzw. eine ausgewogene Mischkost empfohlen, die einer gesunden
Normalkost entspricht. Daher ist unerheblich, ob der KlÃ¤ger hier Ã¼bergewichtig
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ist oder nicht. Einigkeit besteht jedenfalls darÃ¼ber, dass Mehrkosten nicht
entstehen. Insofern kann dem KlÃ¤ger nicht darin gefolgt werden, dass der im
Eckregelsatz enthaltene ErnÃ¤hrungsanteil nicht den tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r
eine gesunde Vollkost im ernÃ¤hrungswissenschaftlichen Sinne entspricht. Wie der
beschlieÃ�ende Senat und die angefÃ¼hrten gutachterlichen Stellungnahmen
darstellen, entstehen gerade keine hÃ¶heren Kosten als bei einer normalen
gesunden Mischkost, die inzwischen in jedem LebensmittelgeschÃ¤ft erhÃ¤ltlich ist.

Dem KlÃ¤ger kann auch nicht darin gefolgt werden, dass fÃ¼r die Beurteilung der
Notwendigkeit einer Krankenkostzulage ausschlieÃ�lich die neueren "Empfehlungen
des Deutschen Vereins fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Krankenkostzulage in der
Sozialhilfe" (Kleinere Schriften des Deutschen Vereins, 2. Aufl., 1997) heranzuziehen
sind. Wie bereits das Oberverwaltungsgericht Schleswig (Beschluss vom 26. MÃ¤rz
2003 â�� 2 MW 159/02 -) ausgefÃ¼hrt hat, geben diese Empfehlungen als
antizipiertes SachverstÃ¤ndigengutachten sowohl den Verwaltungsgerichten wie
auch den SozialhilfeÃ¤mtern verlÃ¤ssliche Informationen zwecks einheitlicher
Verwaltungshandhabung. Von diesen soll daher nur abgewichen werden, wenn die
dort zugrunde gelegten Annahmen durch neue Erkenntnisse erschÃ¼ttert oder die
dort festgelegten MehrbetrÃ¤ge aufgrund der Preisentwicklung Ã¼berholt seien.
Bereits der Begutachtungsleitfaden des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe vom
Januar 2002 als auch das Rationalisierungsschema 2004 stellen aber solche neuen
Erkenntnisse dar, so dass von den Empfehlungen des Deutschen Vereines
abgewichen werden kann.

Schon der "Begutachtungsleitfaden fÃ¼r den Mehrbedarf bei krankheitsbedingter
kostenaufwÃ¤ndiger ErnÃ¤hrung der Ã�rzte im Ã¶ffentlichen Gesundheitswesen"
von 1999 gibt einen solchen Grund, von den "Empfehlungen" abzuweichen
(Schleswig-Holsteinisches Verwaltungsgericht, Urteil vom 20. Januar 2005 â�� 10 A
92/04 â�� auch zum Folgenden). Dieser Leitfaden, der ebenfalls fÃ¼r Diabetes
mellitus keine Mehrkosten mehr vorsieht, ist bereits in enger Anlehnung an die den
"Empfehlungen" vorgelegten medizinischen und ernÃ¤hrungswissenschaftlichen
Gutachten und unter ihrer vollen WÃ¼rdigung erstellt worden. AuÃ�erdem wurden
die Ergebnisse mehrerer Ã¤rztlicher Arbeitsgruppen des Ã¶ffentlichen
Gesundheitsdienstes berÃ¼cksichtigt. Praktische Erfahrungen von
GesundheitsÃ¤mtern, die in Zusammenarbeit mit den SozialÃ¤mtern bereits
aktuelle Erkenntnisse und neue Verfahren bei der GewÃ¤hrung von
MehrbedarfszuschlÃ¤gen anwenden, sind in diesen Leitfaden eingeflossen. Er ist
von einer Vielzahl von Ã�rzten aus dem gesamten Bundesgebiet erarbeitet worden.
Er stÃ¼tzt sich somit auf eine breitere Basis als die "Empfehlungen", indem er zwar
von diesen ausgeht, aber durch Beteiligung weiterer SachverstÃ¤ndiger und
Einbeziehung neuer Erkenntnisse Ã¼ber diese hinausgeht. Er kommt daher zu
Recht zu dem Ergebnis, dass eine DiÃ¤t oder Krankenkost nicht zwangslÃ¤ufig mit
einem Kostenmehraufwand verbunden ist und bei einer Reihe von Erkrankungen
lediglich bestimmte Nahrungsmittel vermieden werden mÃ¼ssen. Andere
Erkrankungen benÃ¶tigen im Vergleich zur normalen Mischkost (gleich Vollkost)
eine verÃ¤nderte Zusammensetzung, ohne dass dadurch zusÃ¤tzliche Kosten
entstehen. Die grÃ¶Ã�ere AktualitÃ¤t folgt auch daraus, dass die Gutachten, die
den "Empfehlungen" zugrunde liegen, aus den Jahren 1991 bis 1994 kommen und
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somit einen anderen Erkenntnisstand haben als der 1999 erarbeitete Leitfaden.
Insoweit ist weiter zu berÃ¼cksichtigen, dass anders als 1991 â�� Vollwertkost
nicht nur in ReformhÃ¤usern zu bekommen ist, sondern auch in anderen
LebensmittellÃ¤den und ketten erhÃ¤ltlich ist zu geringen Preisen. Das gilt ebenfalls
fÃ¼r die gutachtlichen Stellungnahmen aus den Jahren 2002 und 2004. Daher muss
hier auch nicht â�� wie bereits angefÃ¼hrt â�� geklÃ¤rt werden, ob der KlÃ¤ger an
Ã�bergewicht leidet, wofÃ¼r dann der Deutsche Verein selbst keinen Mehrbedarf
empfiehlt, oder ob er den Normalgewichtigen zuzurechnen ist, fÃ¼r die der
Deutsche Verein einen Mehrbedarf angibt.

SchlieÃ�lich kann der KlÃ¤ger nicht mit Erfolg gehÃ¶rt werden, dass das "Jobcenter"
in K einen Mehrbedarf bei Diabetes mellitus gewÃ¤hre. Hierbei handelt es sich um
die Arbeitsgemeinschaft nach Â§ 44b Sozialgesetzbuch, Zweites Buch (SGB II),
gegrÃ¼ndet von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und der Beklagten. Sie ist keine
Stelle, die der Beklagten zuzurechnen ist, zumal TrÃ¤ger der Leistung nach Â§ 21
Abs. 5 SGB II (Mehrbedarf wegen kostenaufwÃ¤ndiger ErnÃ¤hrung) nicht die
Beklagte ist, sondern die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit (Â§ 6 Abs. 1 SGB II). Im
Ã�brigen wÃ¤re eine Berufung auf den Gleichheitssatz nach Art. 3 Grundgesetz
unerheblich, wenn festgestellt wird â�� wie hier -, dass die GewÃ¤hrung eines
generellen Mehrbedarfs nicht rechtmÃ¤Ã�ig ist.

Prozesskostenhilfe kann nicht gewÃ¤hrt werden, denn die hierfÃ¼r maÃ�geblichen
Erfolgsaussichten in der Hauptsache (Â§ 73a SGG i.V.m. Â§ 114 ZPO) sind â�� wie
aus diesem Beschluss ersichtlich â�� nicht gegeben.

Der Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 16.12.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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